
BGHZ: nein

BGB §§ 242 Bb, 826 Fa, 1569 ff., 1580

a) Zur Frage, ob dem ünterhaltsgläubiger ein Schaden 
entsteht, wenn er eine mit dem Schuldner außerge­
richtlich vereinbarte Herabsetzung des in einem 
Prozeßvergleich geregelten Unterhalts weiter 
hinnimmt, weil er nicht weiß, daß der Grund für 
die Kürzung wieder entfallen ist.

b) Zur Pflicht des Unterhaltsschuldners, den Unter­
haltsgläubiger über wesentliche Änderungen der 
maßgebenden Umstände ungefragt zu informieren.

BGH, Urteil v. 25. November 1987 - IVb ZR 96/86 - OLG Karlsruhe
AG Heidelberg
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Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 14. Oktober 1987 durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann, 
Dr. Blumenrohr, Dr. Krohn und Nonnenkamp

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das 
Urteil des 16. Zivilsenats - Senat für 
Familiensachen - des Oberlandesgerichts 
Karlsruhe vom 5. Juni 1986 in Ziffer II 2 
des 'Urteilsausspruchs und im Kostenausspruch 
(Ziffer IV) aufgehoben.

Die Sache wird im Umfang der Aufhebung zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
- auch über die Kosten des Revisionsver­
fahrens - an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen .

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien streiten darüber, ob die Klägerin vom Be­
klagten Schadensersatz mit der Begründung verlangen kann, er 
habe sie durch unredliches Verhalten daran gehindert, in den 
Jahren 1975 bis Januar 1985 ihr zustehenden Unterhalt gel­
tend zu machen.

WIV
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Die Klägerin ist im Jahre 1917, der Beklagte im Jahre 
1904 geboren. Ihre im Jahre 1954 geschlossene Ehe, aus der 
ein im Jahre 1956 geborener Sohn stammt, wurde durch Urteil 
des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 27. September 1968 aus 
dem Verschulden des Beklagten geschieden. Für diesen Fall 
hatte er sich in einem Prozeßvergleich vom gleichen Tage 
verpflichtet, der Klägerin künftig eine Unterhaltsrente von 
monatlich 500 DM zu zahlen. Die Klägerin, der das Sorgerecht 
für den Sohn übertragen werden sollte, war seinerzeit nicht 
erwerbstätig. Eine Abänderung der Unterhaltsvereinbarung 
schlossen die Parteien sowohl für den Fall einer Wieder­
heirat des Beklagten oder "wegen etwaiger weiterer Unter- 
haltsverpflichtungen" wie auch "wegen etwaigen Arbeitser­
werbs" der Klägerin aus, so lange sie nicht mehr als 500 DM 
netto im Monat verdiente. Eine Abänderung wegen Änderungen 
der Einkommensverhältnisse des Beklagten schlossen sie 
ebenfalls aus, es sei denn, daß der Beklagte "auf Dauer und 
in vollem Umfang jede Arbeitstätigkeit aufgegeben" habe.

Der Beklagte heiratete danach die Mutter seines 1965 
außerehelich geborenen Sohnes; aus der neuen Ehe gingen drei 
weitere, in den Jahren 1970, 1971 und 1976 geborene Kinder 
hervor. An die Klägerin, die im November 1968 eine Teil­
zeitarbeit als Verkäuferin aufgenommen hatte, zahlte der 
Beklagte bis zum März 1973 die vereinbarte Unterhaltsrente. 
Dann erhob er eine Abänderungsklage mit dem Ziel, an die 
Klägerin keinen Unterhalt mehr zahlen zu müssen; diese 
begründete er damit, daß er seine Erwerbstätigkeit im März 
1973 gesundheitsbedingt auf Dauer habe einstellen müssen und 
seinen und den Lebensunterhalt seiner Kinder künftig allein 
von seiner Altersrente in Höhe von (damals) 1.468,60 DM 
bestreiten müsse. Die Klägerin, die nach ihren Angaben
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damals netto 557 DM monatlich verdiente, einigte sich mit 
dem Beklagten außergerichtlich, daß er an sie künftig nur 
noch monatlich 60 DM als Unterhalt zu zahlen habe; das 
ruhende gerichtliche Abänderungsverfahren nahmen die 
Parteien nach dieser Einigung nicht wieder auf.

Im vorliegenden, seit dem 1. März 1985 anhängigen Ver­
fahren hat die Klägerin zunächst eine Erhöhung des monat­
lichen Unterhalts um 240 DM über die freiwillig gezahlten 
60 DM hinaus ab März 1985 verlangt, weil sie nur noch eine 
monatliche Altersrente in Höhe von 748,40 DM zuzüglich Wohn­
geld beziehe, während der Beklagte über eine monatliche 
Altersrente von 2.668,97 DM verfüge und auch Wohngeld er­
halte. Insoweit ist der Rechtsstreit nicht Gegenstand des 
Revisionsverfahrens: Das Berufungsgericht hat den am 
27. September 1968 abgeschlossenen Prozeßvergleich "in Ab­
änderung der außergerichtlichen Vereinbarung der Parteien 
von 1973" dahin abgeändert, daß der Beklagte ab März 1985 
einen monatlichen Unterhalt von insgesamt 140 DM zu zahlen 
hat; hiergegen hat keine der Parteien Revision eingelegt.

Nachdem sich aufgrund eigener Erklärungen des Beklagten 
bei einer gerichtlichen Anhörung ergeben hatte, daß er seit 
dem 1. November 1975 bis zum 31. Januar 1985 bei einem Ge­
tränkegroßhandel wieder erwerbstätig gewesen war und dadurch 
sein monatliches Nettoeinkommen um. anfangs etwa 1.300 DM und 
zuletzt etwa 2.000 DM. gesteigert hatte (letztes Bruttoge­
halt: monatlich 2.800 DM), hat die Klägerin zusätzlich 
Schadensersatz gemäß § 826 BGB verlangt, von dem sie einen 
Teilbetrag von 1.000 DM geltend macht. Sie vertritt den 
Standpunkt, daß der Beklagte ihr die Wiederaufnahme einer 
vollen Erwerbstätigkeit nicht habe verschweigen dürfen.
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Das Amtsgericht hat die Schadensersatzklage abgewiesen. 
Auf die Berufung der Klägerin hat das Oberlandesgericht den 
Beklagten zur Zahlung der beanspruchten 1.000 DM verurteilt. 
Mit der zugelassenen Revision will der Beklagte erreichen, 
daß insoweit das erstinstanzliche Urteil wiederhergestellt 
wird. Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe;

Die Revision führt im Umfang der Anfechtung zur 
Aufhebung des Berufungsurteils und zur Zurückverweisung der 
Sache.

1. Das Berufungsgericht hat den Standpunkt eingenommen, 
der Beklagte sei aufgrund seines eigenen vorausgegangenen 
Verhaltens ausnahmsweise verpflichtet gewesen, der Klägerin 
unaufgefordert seine 1975 aufgenommene Erwerbstätigkeit mit­
zuteilen. Denn die Herabsetzung der im Prozeßvergleich vom 
27. September 1968 vereinbarten Unterhaltsleistung habe er 
1973 nur im Hinblick auf die mit seinem Gesundheitszustand 
begründete Einstellung seiner Berufstätigkeit erreicht. Die 
Klägerin habe nicht damit zu rechnen brauchen, daß der Be­
klagte später erneut eine regelmäßige Erwerbstätigkeit auf- 
nehmen werde, so daß sie keine Veranlassung gehabt habe, von 
ihm Auskunft über sein Einkommen zu verlangen. Der Beklagte 
habe seine Angaben ihr gegenüber von sich aus unverzüglich 
richtigstellen müssen, nachdem sich die Verhältnisse objek­
tiv geändert hatten. Es erscheine in hohem Maße unbillig und 
unerträglich, die bewußte Ausnutzung der Unkenntnis der 
Klägerin hinzunehmen, deren Irrtum der Beklagte durch die 
Zahlung des vereinbarten Betrages von monatlich 60 DM noch 
gefördert habe. Alle tatsächlichen Umstände, aus denen
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die Offenbarungspflicht zu folgern sei, habe der Beklagte 
gekannt, so daß er vorsätzlich gehandelt habe. Er schulde 
der Klägerin nach § 826 BGB Schadensersatz, weil er durch 
sein Verhalten bewirkt habe, daß sie von 1975 bis zum Januar 
1985 den ihr zustehenden höheren Unterhalt nicht habe gel­
tend machen können. Die genaue Höhe des entstandenen Scha­
dens brauche im vorliegenden Verfahren nicht festgestellt zu 
werden, da der geltend gemachte Teilbetrag von 1.000 DM, der 
für den in Frage stehenden Zeitraum von etwa zehn Jahren 
nicht einmal 10 DM monatlich ausmache, mit Sicherheit ge­
rechtfertigt sei. Denn der Beklagte habe der Klägerin erheb­
lich mehr als die 1973 vereinbarten 60 DM im Monat als 
Unterhalt zahlen müssen, selbst wenn von seinem Gesamt­
einkommen, das Anfang 1985 netto rund 5.000 DM monatlich 
betragen habe, unterhaltsrechtlich im Verhältnis zur 
Klägerin ein Teil nicht zu berücksichtigen sei, weil der 
Beklagte es aus einer ihm mit Blick auf sein Alter nicht 
zumutbaren Tätigkeit erzielt habe.

2. Hiergegen wendet sich die Revision im Ergebnis mit 
Erfolg. Die vom Berufungsgericht gezogene Rechtsfolge wird 
von den bisher getroffenen Feststellungen nicht getragen.

a) Die Klägerin hätte einen Schaden in Höhe des von ihr 
geltendgemachten (Mindest-)Betrages nur erlitten, soweit sie 
für die Zeit von Ende 1975 bis Februar 1985 einen ihr zuste­
hender: höheren Unterhalt als den vom Beklagten mit monatlich 
60 DM tatsächlich geleisteten nicht (mehr) geltend machen 
könnte. Das ist indessen nicht zweifelsfrei.

Die Klägerin besitzt mit dem am 27. September 1968 vor 
dem OLG Karlsruhe geschlossenen Prozeßvergleich einen gemäß

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.



§ 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO zur Zwangsvollstreckung geeigneten 
Titel, der den Beklagten für die hier in Frage stehende Zeit 
zu monatlichen Unterhaltszahlungen von 500 DM verpflichtet. 
Dieser Titel ist im vorliegenden Verfahren erst für die Zeit 
ab März 1985 abgeändert worden. Durch die im Jahre 1973 zwi­
schen den Parteien außergerichtlich verabredete Herabsetzung 
des monatlich zu zahlenden Unterhalts konnte der voll­
streckungsfähige Inhalt dieses Titels nicht verändert wer­
den. Vereinbaren die Parteien außergerichtlich, die in einem 
Prozeßvergleich begründete Leistungspflicht zu vermindern, 
so kommt dem im Hinblick auf die Vollstreckbarkeit keine 
unmittelbare prozessuale Wirkung zu. Falls der Gläubiger die 
Zwangsvollstreckung aus dem Prozeßvergleich im früheren Um­
fang weiter betreibt, hat der Schuldner lediglich die Mög­
lichkeit, im Wege der Klage nach §§ 795, 767 ZPO dagegen 
vorzugehen (vgl. Senatsurteil vom 19. Mai 1982 - IVb ZR 
705/80 - FamRZ 1982, 782, 783 f. m.w.N.). Eine solche Klage 
könnte der Beklagte hier zwar materiell-rechtlich auf die 
zwischen den Parteien im Jahre 1973 vereinbarte Herabsetzung 
des Unterhalts stützen. Die Klägerin könnte dem aber ent­
gegenhalten, Geschäftsgrundlage der außergerichtlichen Ab­
sprache sei die vom Beklagten dargelegte dauerhafte Ein­
stellung seiner Erwerbstätigkeit gewesen; diese Grundlage 
sei mit der Wiederaufnahme einer regelmäßigen Arbeit mit der 
Folge entfallen, daß gemäß § 242 BGB der vereinbarten Herab­
setzung des Unterhalts künftig keine Bedeutung mehr zukom­
me .

b) Anders könnte die Rechtslage zu beurteilen sein, 
wenn die Klägerin auf alle Rechte aus dem Prozeßvergleich 
vom 27, September 1968 endgültig verzichtet hätte und die
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Rückgabe des Vollstreckungstitels an den Schuldner gleichsam 
nur zufällig unterblieben wäre. Das läßt sich den bisher ge­
troffenen Feststellungen jedoch nicht entnehmen. Das Amtsge­
richt hat im Verhandlungstermin vom 6. August 1985 eine 
übereinstimmende Erklärung der Prozeßbevollmächtigten beider 
Parteien protokolliert, nach der "Einigkeit dahingehend 
(besteht), daß in Folge der außergerichtlichen Vereinbarung" 
nach dem im Jahre 1973 anhängigen Verfahren von der Klägerin 
aufgrund des am 27. September 1968 geschlossenen Vergleichs 
"lediglich monatlich 60 DM Unterhalt seit 1973 verlangt wer­
den konnten". Weiter heißt es: "Durch die außergerichtliche 
Vereinbarung hat die Klägerin auf weitergehende Rechte aus 
dem Vergleich vor dem OLG Karlsruhe verzichtet". Welche 
Rechtswirkung dieser Erklärung zukommt, ist nicht eindeutig 
und bedarf der Auslegung. Möglich ist zwar, daß die Klägerin 
auf alle Rechte aus dem Prozeßvergleich, die über die Ver­
brief ung eines Forderungsrechts von monatlich 60 DM hinaus­
gingen, endgültig verzichtet hat. Zwingend ist eine solche 
Auslegung indessen nicht, zumal beide Vorinstanzen den Pro­
zeßvergleich als fortbestehend angesehen und daher abgeän­
dert haben. Auch ist nicht ersichtlich, was die Klägerin zu 
einer derart weitgehenden Aufgabe ihrer Rechte aus dem Pro­
zeßvergleich vom 27. September 1968 hätte veranlassen sol­
len. Näher liegt es daher anzunehmen, daß die Parteien mit 
dieser Erklärung nur bestätigen wollten, was sie 1973 ver­
einbart hatten, nämlich die Herabsetzung des monatlichen 
Unterhalts auf 60 DM im Hinblick auf die als dauerhaft ange­
sehene Aufgabe der Erwerbstätigkeit des Beklagten. Ein so 
verstandener Verzicht der Klägerin auf eine weitergehende 
Beitreibung des titulierten (höheren) Anspruchs könnte aber
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der Vollstreckung aus dem Prozeßvergleich nach der Wieder­
aufnahme einer Erwerbstätigkeit durch den Beklagten nicht 
(mehr) entgegen gehalten werden.

Die danach erforderliche Auslegung der protokollierten 
Erklärung obliegt dem Tatrichter. Das veranlaßt unter Auf­
hebung des angefochtenen Urteils die Zurückverweisung an das 
Berufungsgericht.

3. Für das weitere Verfahren weist der Senat auf fol­
gendes hin:

a) Falls die Auslegung der Parteivereinbarung zu dem 
Ergebnis führt, daß die Klägerin umfassend auf ihre Rechte 
aus dem Prozeßvergleich verzichtet hat und deshalb daraus 
nicht mehr vollstrecken kann, käme eine Schadensersatzver-
pflichtung des Beklagten gemäß § 826 BGB in Betracht.

Insoweit kann der Auffassung der Revision, den Unter­
haltsschuldner treffe unter keinem Gesichtspunkt eine 
Pflicht zur unaufgeforderten Information über wesentliche 
Änderungen seiner Leistungsfähigkeit, nicht gefolgt werden.

Das Berufungsgericht ist zutreffend von den Grundsätzen 
ausgegangen, die der Senat im Urteil vom 19. Februar 1986 
(IVb ZR 71/84 - FamRZ 1986, 450, 45.1 = NJW 1986, 1751) zu 
den Voraussetznuigen einer Auskunftspflicht unter geschiede­
nen Ehegatten dargelegt und im Urteil vom 23. April 1986 
(IVb ZR 29/85 - FamRZ 1986, 794, 796 = NJW 1986, 2047) be­
stätigt hat. Danach kommt als Ausprägung des Grundsatzes von 
Treu und Glauben - neben der Pflicht zur Auskunftserteilung
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auf Verlangen, die seit dem Inkrafttreten des 1. EheRG in 
§ 1580 BGB gesetzlich normiert ist - unter besonderen Um­
ständen auch eine Verpflichtung zur ungefragten Information 
des anderen Beteiligten eines Unterhaltsrechtsverhältnisses 
in Betracht. Eine solche Pflicht zur ungefragten Offenbarung 
einer im Sinne des § 323 Abs. 1 ZPO wesentlichen Änderung 
der Einkommens- und Vermögensverhältnisse besteht, wenn das 
Schweigen über eine günstige, für den Unterhaltsanspruch er­
sichtlich grundlegende Änderung der wirtschaftlichen Ver­
hältnisse evident unredlich erscheint. Der Senat hat ausge­
führt, das könne jedenfalls dann angenommen werden, wenn der 
Unterhaltsschuldner aufgrund vorangegangenen Tuns des Unter­
hai ts g 1 ä v. b:i cjers sowie nach der Lebenserfahrung keine Veran­
lassung hatte, sich des Fortbestandes der anspruchsbegrün­
denden Umstände durch ein AuskunftS'verlangen zu vergewis­
sern, der Unterhaltsgläubiger sodann trotz einer für den 
Schuldner nicht erkennbaren Veränderung seiner Wirtschaft- 
liehen Verhältnisse, die den materiell-rechtlichen Unter­
haltsanspruch ersichtlich erlöschen läßt, eine festgesetzte 
Unterhaltsrente weiter entgegennimmt und dadurch den Irrtum 
befördert, in seinen Verhältnissen habe sich erwartungsgemäß 
nichts geändert. Diese Grundsätze, an denen der Senat fest­
hält, sind nicht nur anzuwenden, wenn die wesentliche Ände­
rung der Verhältnisse auf Seiten des Unterhaltsgläubigers 
dessen Bedürftigkeit ganz oder teilweise behebt; sie gelten 
vielmehr in gleicher Weise für den Unterhaltsschuldner in 
Fällen, in denen das Verschweigen einer grundlegenden Ver­
besserung seiner Leistungsfähigkeit evident unredlich ist. 
Denn die Pflichtenlage besteht als Nachwirkung der Ehe 
grundsätzlich gleichermaßen für beide am Unterhaltsrechts­
verhältnis Beteiligten.
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Die Anwendung dieser Grundsätze käme im vorliegenden 
Fall in Betracht. Er gewinnt seine besondere Ausprägung 
dadurch, daß die Parteien während des Scheidungsverfahrens 
die nacheheliche Unterhaltsverpflichtung des Beklagten in 
einem Prozeßvergleich vertraglich ausgestaltet hatten und 
der Beklagte im Jahre 1973 (außergerichtlich) die Herabset­
zung seiner monatlichen Zahlungsverpflichtung von 500 DM auf 
60 DM mit der im Abänderungsverfahren vorgetragenen Behaup­
tung erreicht hatte, er habe aus Gesundheitsgründen auf 
Dauer jede Erwerbstätigkeit einstellen müssen und sei daher 
in Zukunft allein auf sein Renteneinkommen angewiesen. Unter 
diesen besonderen Umständen kann in dem Verschweigen der 
Wiederaufnahme einer vollen Berufstätigkeit, die über eine 
bei Rentnern nicht seltene Nebentätigkeit geringen Umfangs 
weit hinausging, eine zum Schadensersatz führende Verletzung 
der Auskunftspflicht des Beklagten gesehen werden.

b) In subjektiver Hinsicht erfordert der Tatbestand des 
§ 826 BGB zwar nicht das Bewußtsein, sich sittenwidrig zu 
verhalten; es genügt grundsätzlich, daß der Handelnde (bzw. 
Unterlassende) die Tatumstände des Falles gekannt hat, die 
sein Verhalten objektiv als Verstoß gegen die guten Sitten 
erscheinen lassen (vgl. Senatsurteil vom 19. Februar 1986 
- aaO FamRZ 1986, S. 454 m.w.N.). Vorsatz wird indessen in 
Bezug auf die Schadenszufügung gefordert. Das nötigt das 
Berufungsgericht gegebenenfalls zu Feststellungen, ob der 
Beklagte unterhaltsrechtlich gehalten war, das aus einer 
wiederaufgenommenen Erwerbstätigkeit erzielte Einkommen zu­
mindest teilweise auch zum Unterhalt der Klägerin einzu­
setzen, und ob ihm dies bewußt war. Hierfür kann von Bedeu­
tung sein, daß die im Prozeßvergleich vom 27. September 1968
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geregelte Unterhaltspflicht materiell-rechtlich auf den 
§§ 58 und 59 EheG beruht. Zu diesem Recht wurde während 
seiner Geltungszeit die Auffassung vertreten, daß Einkommen 
aus einer unzumutbaren Erwerbstätigkeit, die der Unterhalts­
pflichtige gleichwohl ausübt, seine Leistungsfähigkeit nicht 
erhöht (vgl. Wüstenberg in BGB-RGRK, 10. und 11. Aufl., § 58 
EheG Anm. 84 m.w.N.). Bei der Annahme der Unzumutbarkeit ist 
allerdings - auch zum früheren Recht - Zurückhaltung gebo­
ten; allein das Alter des Beklagten, der auch bis 1973 schon 
über die allgemeine Altersgrenze hinaus tätig geblieben war, 
kann dafür nicht entscheidend sein. Das Berufungsgericht 
wird in diesem Zusammenhang auch zu prüfen haben, ob dem 
Prozeßvergleich, der eine zeitliche Grenze der Erwerbstätig­
keit nicht vorsah, Anhaltspunkte zu dieser Frage entnommen 
werden können.

Lohmann Portmann Blumenrohr
Krohn Nonnenkamp
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